Freitag den 7. Mai 2010 um 19.00 Uhr: 

Stimmen aus dem Süden zum 
Assoziierungsabkommen EU – Zentralamerika

in Frankfurt am Main, Saalbau Titus-Forum, Walter-Möller-Platz 2
60439 Frankfurt (Nordwestzentrum), Clubraum 1

mit 
Lorena Zelaya Pineda (Bloque Popular Honduras) 
und 
Carlos Aguilar Sánchez (Grito de l@sExcluid@s, Costa Rica)

Die Europäische Union (EU) bietet Zentralamerika ein "Assoziierungsabkommen" an und verkauft das als eine Vorzugsbehandlung. Dabei geht es der EU – wenn man von der öffentlichen Sonntagsreden-Partnerschafts-Rhetorik einmal absieht – in erster Linie um einen möglichst freien Zugang europäischer Unternehmen zu einem freien zentralamerikanischen Markt ohne interne Handelsbeschränkungen.

Auch künftig sollen möglichst wenige landwirtschaftliche Produkte aus Zentralamerika nach Europa hinein gelassen werden. Zentralamerika soll jedoch seine Märkte für hochsubventioniert produzierte europäische Agrarprodukte öffnen. Die EU-Vorschläge zum „geistigen Eigentum“ begünstigen europäische Pharmakonzerne und gefährden die Verfügung der Völker Zentralamerikas über die dort noch existierende Biodiversität. 

Die kleinen Staaten Zentralamerikas haben der EU vergleichsweise wenig Verhandlungsmacht entgegenzusetzen. Die ex- und importorientierten Unternehmen dort wollen das Abkommen – sie erhoffen einen erleichterten Zugang zum großen europäischen Markt. Die meisten Organisationen der zentralamerikanischen Zivilgesellschaft weisen darauf hin, dass das Abkommen zu wenig auf den Ausgleich des großen Macht-, Reichtums- und Wirtschaftskraft-Gefälles zielt und es damit eher verstärkt. Sie befürchten, dass bei ihnen die kleinbäuerliche Nahrungsmittelproduktion für den Binnenmarkt unter die Räder kommt und damit kurzfristig der Nahrungsmittelimport und langfristig der Hunger zunimmt. 

Am 17. Mai 2010 soll das Abkommen in Madrid feierlich unterzeichnet werden. In den nächsten Jahren folgen dann die Ratifizierungsprozesse in den Parlamenten. Die gravierenden Menschenrechtsverletzungen seitens der (neuen, aber in der nahtlosen Nachfolge des Putsches stehenden) honduranischen Regierung sind für die EU kein Hindernis, Honduras einzubeziehen.

In Zusammenarbeit mit dem Ökumenischen Büro für Frieden und Gerechtigkeit (München) hat die Hessen-Koordination der Nicaragua-Initiativen und kommunalen Partnerschaften mit der „Städtefreundschaft Frankfurt – Granada“ und dem „Partnerschaftsverein Kreis Groß-Gerau - Masatepe/Nicaragua e.V.“ zwei ReferentInnen aus der Bewegung gegen den "Acuerdo de Asociación" (AdA) in Zentralamerika zu einer Informationsveranstaltung nach Frankfurt eingeladen. Ziel ist es, der dortigen zivilgesellschaftlichen Bewegung hier eine Stimme zu geben.

Kontakt: Michael Müller-Puhlmann, Geschäftsführer Partnerschaftsverein Kreis Groß-Gerau - Masatepe/Nicaragua e.V., Email: Michael.Puhlmann@t-online.de

